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5 5 7 . Verordnung: Geschäftsordnung des Bewertungsbeirates und der Gutachterausschüsse
5 5 8 . Kundmachung: Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik zum Übereinkommen über

das auf die Form letztwilliger Verfügungen anzuwendende Recht
5 5 9 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über Aus-

wirkungen der Anlage und des Betriebes des Flughafens Salzburg auf das
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland

5 5 7 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 17. Juli 1974 über die Ge-
schäftsordnung des Bewertungsbeirates und

der Gutachterausschüsse

Auf Grund der §§ 42 Abs. 4 und 45 Abs. 3
des Bewertungsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 148,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 145/
1963, 181/1965, 172/1971, 276/1971 und 447/
1972 wird verordnet:

Bewertungsbeirat

§ 1. Der Bewertungsbeirat dient der Unter-
stützung und Beratung des Bundesministers für
Finanzen bei der Einheitsbewertung des land-
und forstwirtschaftlichen Vermögens.

§ 2. (1) Gemäß § 41 Abs. 2 des Bewertungs-
gesetzes 1955 gehören dem Bewertungsbeirat an:

1. ein vom Bundesminister für Finanzen be-
auftragter rechtskundiger Bundesbeamter als
Vorsitzender und ein Beamter des höheren
Bodenschätzungsdienstes für die technischen
Belange des Bewertungsbeirates;

2. zwei Landesbeamte als Vertreter der Bun-
desländer; der Bundesminister für Finanzen
bestimmt die Bundesländer, welche die Ver-
treter entsenden;

3. die in die einzelnen Abteilungen des Be-
wertungsbeirates unter Bedachtnahme auf
den Vorschlag der Präsidentenkonferenz der
Landwirtschaftskammern Österreichs im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft berufenen Mit-
glieder; es sind dies:

a) in der landwirtschaftlichen Abteilung
(§ 41 Abs. 2 Z. 3 des Bewertungsgesetzes
1955) sechs Mitglieder, die Landwirte

sind, oder, ohne die Landwirtschaft aus-
zuüben, über eingehende Sachkenntnis
auf dem Gebiete der Landwirtschaft ver-
fügen. Hievon müssen mindestens zwei
Mitglieder Landwirte sein, deren land-
wirtschaftlicher Betrieb ein Flächenaus-
maß von nicht mehr als zehn Hektar
umfaßt.

Nach Bedarf können vorübergehend
mehr als sechs Mitglieder in gleicher
Weise berufen werden. Der Bundes-
minister für Finanzen kann die Berufung
jederzeit zurücknehmen;

b) in der forstwirtschaftlichen Abteilung
(§ 47 Abs. 1 des Bewertungsgesetzes
1955) vier Mitglieder, die entweder aus-
übende Forstwirte sind, oder, ohne aus-
übende Forstwirte zu sein, über allge-
meine Sachkenntnis auf dem Gebiete der
Forstwirtschaft verfügen. Hievon muß
mindestens ein Mitglied Bergbauer sein;

c) in der Weinbauabteilung (§ 48 Abs. 6
des Bewertungsgesetzes 1955) vier Mit-
glieder, die entweder Weinbautreibende
sind, oder, ohne Weinbautreibende zu
sein, über allgemeine Sachkenntnis auf
dem Gebiete des Weinbaues verfügen.
Hievon muß mindestens ein Mitglied ein
Weinbautreibender sein, dessen Betrieb
ein Flächenausmaß von nicht mehr als
ein Hektar umfaßt;

d) in der gärtnerischen Abteilung (§ 49
Abs. 6 des Bewertungsgesetzes 1955) drei
Mitglieder, die entweder selbst Gärtner
sind, oder, ohne selbst Gartenbau zu
betreiben, über allgemeine Sachkenntnis
auf dem Gebiete des Gartenbaues ver-
fügen.
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(2) Für den Fall einer Verhinderung werden
hinsichtlich der im Abs. 1 Z. 1 genannten Mit-
glieder vom Bundesminister für Finanzen, hin-
sichtlich der in Z. 2 genannten von den ent-
sendenden Bundesländern Vertreter bestimmt.

§ 3. Die Mitglieder des Bewertungsbeirates,
deren Vertreter sowie die im § 5 Abs. 6 ge-
nannten Personen sind verpflichtet, über die
ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit bekanntge-
wordenen Amts-, Geschäfts- und Betriebsge-
heimnisse Verschwiegenheit zu bewahren (§ 41
Abs. 3 des Bewertungsgesetzes 1955). Die Ver-
schwiegenheitspflicht bezieht sich insbesondere
auch auf den Inhalt der Beratungen und der
Arbeitsunterlagen des Bewertungsbeirates und
besteht auch gegenüber der vorschlagsberechtig-
ten Körperschaft. Eine Verletzung der Ver-
schwiegenheitspflicht ist gemäß den §§ 251 und
252 des Finanzstrafgesetzes gerichtlich strafbar.
Über den Inhalt der Verschwiegenheitspflicht
und über die strafrechtlichen Folgen ihrer Ver-
letzung sind die Mitglieder des Bewertungsbei-
rates beim Eintritt in ihre Tätigkeit vom Vor-
sitzenden zu belehren.

§ 4. Der Bundesminister für Finanzen hat ein
im § 2 Z. 3 angeführtes Mitglied abzuberufen:

a) bei Verletzung der Verschwiegenheits-
pflicht,

b) auf eigenes Ansuchen,
c) bei oftmaliger Nichtteilnahme an Beratun-

gen im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft.

§ 5. (1) Der Vorsitzende des Bewertungsbei-
rates leitet die Verhandlungen. Abstimmungen
finden nicht statt.

(2) Beratungen des Bewertungsbeirates haben
nur stattzufinden, wenn die im § 2 Abs. 1 Z. 1
angeführten Mitglieder vollzählig, von den
unter Z. 2 angeführten Mitgliedern zumindest
eines, von den unter Z. 3 angeführten Mitglie-
dern der landwirtschaftlichen Abteilung zumin-
dest drei und von den übrigen Abteilungen zu-
mindest zwei bei ordnungsgemäßer Ladung aller
Mitglieder anwesend sind. Eine nur kurzfristige
Abwesenheit von Mitgliedern oder ein kurz-
fristiges Unterschreiten der Mindestzahl der
unter Z. 3 angeführten Mitglieder ist unbeacht-
lich, wobei als kurzfristig ein Zeitraum bis zu
einer Stunde anzusehen ist.

(3) Die Ladungen zu Beratungen sind vom
Vorsitzenden spätestens zwei Wochen vor Be-
ginn der Beratungen unter Bekanntgabe der
Tagesordnung zu versenden.

(4) Die für die Beratungen des Bewertungs-
beirates erforderlichen Sitzungsräume und Kraft-
fahrzeuge stellt das Bundesministerium für
Finanzen zur Verfügung.

(5) Die Beratungen sind nicht öffentlich.

(6) Der Vorsitzende des Bewertungsbeirates ist
berechtigt, zu Beratungen weitere fachkundige
Personen zuzuziehen, soweit dies für die Be-
ratungen zweckmäßig erscheint.

§ 6. Über jede Beratung des Bewertungsbei-
rates ist ein Protokoll zu führen. Dieses hat die
Namen der anwesenden Personen, Ort, Zeit und
Gegenstand der Beratungen sowie sonstige wich-
tige Vorkommnisse des Verhandlungsverlaufes
zu enthalten. Der Vorsitzende hat nach Mög-
lichkeit einen Schriftführer zu bestimmen. Das
Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom
Schriftführer zu unterfertigen. Protokollab-
schriften und allfällige Beilagen sind den Mit-
gliedern des Bewertungsbeirates zuzusenden.

Gutachterausschüsse

§ 7. Die Gutachterausschüsse sind gemäß § 45
Abs. 1 des Bewertungsgesetzes 1955 von den
Finanzlandesdirektionen für jedes Bundesland zu
bilden und dienen zur Sicherung der Gleich-
mäßigkeit der Bewertung des landwirtschaft-
lichen Vermögens gemäß den Vorschriften des
§ 35 des Bewertungsgesetzes 1955 für den Be-
reich jedes Bundeslandes.

§ 8. (1) Gemäß § 45 Abs. 2 des Bewertungs-
gesetzes 1955 gehören dem Gutachterausschuß
an:

1. der Präsident der zuständigen Finanzlandes-
direktion oder ein von ihm allgemein oder
im einzelnen Fall beauftragter rechtskun-
diger Bundesbeamter als Vorsitzender und
ein Beamter des höheren Bodenschätzungs-
dienstes für die technischen Belange des Gut-
achterausschusses,

2. ein Landesbeamter als Vertreter des Bundes-
landes,

3. zwei unter Bedachtnahme auf den Vorschlag
der zuständigen Landeslandwirtschafts-
kammer berufene Mitglieder, die die im
ersten Satz des § 2 Abs. 1 Z. 3 lit. a vor-
gesehenen Voraussetzungen erfüllen. Eines
der Mitglieder muß jedoch ein Landwirt
sein, dessen landwirtschaftlicher Betrieb ein
Flächenausmaß von nicht mehr als zehn
Hektar umfaßt. Eine gleichzeitige Mitglied-
schaft im Bewertungsbeirat und in Gut-
achterausschüssen ist möglich. Die Bestim-
mungen des § 2 Abs. 1 Z. 3 lit. a vorletzter
und letzter Satz sind sinngemäß anzuwen-
den.

(2) Für den Fall einer Verhinderung sind für
die im Abs. 1 Z. 1 und 2 genannten Mitglieder
Vertreter zu bestimmen.

§ 9. Die Bestimmungen des § 3 gelten für
Mitglieder der Gutachterausschüsse sinngemäß.
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§ 10. Der Präsident der zuständigen Finanz-
landesdirektion hat ein im § 8 2. 3 genanntes
Mitglied abzuberufen, wenn einer der im § 4
angeführten Gründe zutrifft. In Fällen gemäß
§ 4 lit. c ist eine Stellungnahme der zuständigen
Landeslandwirtschaftskammer einzuholen.

§ 11. (1) Der Vorsitzende eines Gutachter-
ausschusses leitet die Verhandlungen. Abstim-
mungen finden nicht statt.

(2) Beratungen des Gutachterausschusses haben
nur stattzufinden, wenn die im § 8 Abs. 1 unter
2. 1 und 2 angeführten Mitglieder vollzählig
und von den unter 2. 3 angeführten Mitgliedern
zumindest eines bei ordnungsgemäßer Ladung
beider Mitglieder anwesend sind.

(3) Die Ladungen zu Beratungen sind vom
Vorsitzenden spätestens zwei Wochen vor Beginn
der Beratungen unter Bekanntgabe der Tages-
ordnung zu versenden.

(4) Die für die Beratungen eines Gutachter-
ausschusses erforderlichen Sitzungsräume und
Kraftfahrzeuge stellt die zuständige Finanz-
landesdirektion zur Verfügung.

(5) Die Beratungen sind nicht öffentlich.

(6) Der Vorsitzende eines Gutachterausschusses
ist berechtigt, weitere fachkundige Personen zu-
zuziehen, soweit dies für die Beratungen zweck-
mäßig erscheint.

§ 12. Hinsichtlich der Führung eines Protokolls
bei Beratungen eines Gutachterausschusses gelten
die Bestimmungen des § 6 sinngemäß.

Aufwandsentschädigungen

§ 13. (1) Die im § 2 Abs. 1 Z. 1 und im § 8
Abs. 1 2. 1 genannten Bundesbediensteten haben
für Dienstreisen, die sich bei Amtshandlungen
ergeben, Anspruch auf Reisegebühren nach den
Bestimmungen der Reisegebührenvorschrift 1955,
BGBl. Nr. 133, in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 203/1955 und der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 54/1956, 158/1967, 192/1971 und 574/1973
unter 2ugrundelegung jener Gebührenstufe, die
ihrer jeweiligen dienstrechtlichen Stellung ent-
spricht.

(2) Die für Bedienstete der Länder nach den
entsprechenden landesrechtlichen Gebührenvor-
schriften auflaufenden Reisegebühren werden
diesen Gebietskörperschaften von der Finanzver-
waltung rückerstattet.

§ 14. (1) Die im § 2 Abs. 1 2. 3 lit. a bis d
und im § 8 Abs. 1 2. 3 genannten Mitglieder
üben gemäß den §§ 41 Abs. 3 und 45 Abs. 2 2. 3
letzter Satz des Bewertungsgesetzes 1955 ihre
Funktion ehrenamtlich aus.

(2) Für Reisen, die sich bei Amtshandlungen
nach dem Bewertungsgesetz 1955 ergeben, haben
die in Abs. 1 genannten Mitglieder Anspruch auf
Vergütung des daraus notwendigerweise ent-
stehenden Aufwandes.

(3) Vergütet werden die Kosten für die Benüt-
zung eines Massenbeförderungsmittels vom
Wohnort des Mitgliedes bis zum Ort der Amts-
handlung und zurück. Den im Abs. 1 genannten
Mitgliedern des Bewertungsbeirates und der Gut-
achterausschüsse gebührt der Ersatz des Fahr-
preises der ersten Wagenklasse, wenn auf der
zurückgelegten Strecke 2üge dieser Wagenklasse
verkehren. Für Hin- und Rückfahrten sind er-
mäßigte Fahrpreise zu verrechnen.

(4) Die im Abs. 1 genannten Mitglieder er-
halten weiters Tages- und Nächtigungsgebühren,
und zwar wie folgt:

Mitglieder des Bewertungsbeirates nach Ge-
bührenstufe 5,

Mitglieder der Gutachterausschüsse nach Ge-
bührenstufe 4

der Reisegebührenvorschrift 1955 in der gelten-
den Fassung.

(5) Werden Wegstrecken einschließlich der
technischen Begehungen im Gelände zurückgelegt,
so gebühren Entschädigungen in dem im § 64
der Reisegebührenvorschrift 1955 festgesetzten
Ausmaße.

§ 15. Den gemäß § 5 Abs. 6 und § 11 Abs. 6
zu Beratungen beigezogenen weiteren fachkun-
digen Personen gebührt Aufwandsentschädigung
nach § 14.

Androsch

558 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
21. August 1974 betreffend den Beitritt der
Deutschen Demokratischen Republik zum
Übereinkommen vom 5. Oktober 1961 über
das auf die Form letztwilliger Verfügungen

anzuwendende Recht

Nach Mitteilung der Königlich Niederlän-
dischen Botschaft in Wien ist die Deutsche Demo-
kratische Republik am 23. Juli 1974 dem Über-
einkommen über das auf die Form letztwilliger
Verfügungen anzuwendende Recht (BGBl.
Nr. 295/1963, letzte Kundmachung betreffend
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 489/1972) bei-
getreten.

Häuser
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5 5 9 .

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

V E R T R A G
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER BUNDESREPUBLIK
DEUTSCHLAND ÜBER AUSWIRKUN-
GEN DER ANLAGE UND DES BETRIE-
BES DES FLUGHAFENS SALZBURG AUF
DAS HOHEITSGEBIET DER BUNDES-

REPUBLIK DEUTSCHLAND

Die Republik Österreich
und

die Bundesrepublik Deutschland

— im folgenden als Vertragsparteien bezeich-
net — haben als Mitglieder der Internationalen
Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) in der Er-
wägung,

daß die nach dem Abkommen vom 7. Dezem-
ber 1944 über die Internationale Zivilluftfahrt
für den österreichischen Flughafen Salzburg zu
errichtende Sicherheitszone in das Hoheitsgebiet
der Bundesrepublik Deutschland hineinreicht und

daß die Mindestanforderungen des vorgenann-
ten Abkommens durch das österreichische Luft-
fahrtgesetz vom 2. Dezember 1957, BGBl.
Nr. 253, und durch das deutsche Luftverkehrs-
gesetz in der Fassung vom 22. Oktober 1965
(Bundesgesetzblatt I S. 1729) erfüllt werden,

im Interesse der Entwicklung der internatio-
nalen Luftfahrt und zur Abwehr von Gefahren
für die Luftfahrt und die Allgemeinheit folgen-
des vereinbart:

Artikel 1

Die Bundesrepublik Deutschland verpflichtet
sich, die für die Anlage und den Betrieb des
Flughafens Salzburg im Hoheitsgebiet der Bun-
desrepublik Deutschland notwendigen Maßnah-
men nach Maßgabe des deutschen Luftverkehrs-
gesetzes und der dazu ergangenen Durchfüh-
rungsvorschriften in der jeweils geltenden Fas-
sung zu treffen. Sie wird dabei die von der zu-
ständigen Luftfahrtbehörde der Republik Öster-
reich für den Flughafen Salzburg erteilte Zivil-
flugplatz-Bewilligung vom 31. Mai 1965,
Zl. 33.500/13-I/8-1965, und die Betriebsauf-
nahmebewilligungen vom 30. Juni 1960,
Zl. 32.467-I/7-1960 und vom 29. März 1963,
Zl. 33.500/21-I/7-1963, zugrundelegen.

Artikel 2

(1) Die Vertragsparteien werden in einen
Meinungsaustausch nach Artikel 10 eintreten,
wenn die Zivilflugplatz-Bewilligung oder die Be-

triebsaufnahmebewilligung des Flughafens Salz-
burg geändert oder ergänzt werden soll. Die
Republik Österreich wird in diesen Fällen die
deutschen Erfordernisse, insbesondere die Erfor-
dernisse der Raumordnung, der Landesplanung,
des Städtebaues und des Schutzes gegen Fluglärm
berücksichtigen. Werden durch eine solche Ände-
rung oder Ergänzung Maßnahmen im Hoheits-
gebiet der Bundesrepublik Deutschland notwen-
dig, so findet Artikel 1 Anwendung, soweit die
Bundesrepublik Deutschland Einwendungen
gegen die Änderung oder die Ergänzung nicht
erhoben hat.

(2) Soll sich die Betriebszeit des Flughafens
Salzburg auf Zeiträume zwischen 23.00 Uhr und
06.00 Uhr Ortszeit erstrecken, so darf die Ge-
nehmigung zur Änderung der bestehenden Be-
triebszeit nur erteilt werden, wenn dadurch
deutsche Interessen auf dem Gebiet der Sicher-
heit und Ordnung oder des Schutzes gegen Flug-
lärm nicht beeinträchtigt werden. Die zuständige
österreichische Luftfahrtbehörde wird vor Ertei-
lung der Genehmigung eine Stellungnahme der
zuständigen deutschen Luftfahrtbehörde ein-
holen.

Artikel 3

(1) Der im deutschen Hoheitsgebiet festzu-
legende Bauschutzbereich wird im Rahmen der
Vorschriften des deutschen Luftverkehrsgesetzes,
soweit es möglich ist, die österreichische Sicher-
heitszone berücksichtigen.

(2) Die zuständige österreichische Luftfahrt-
behörde wird die für die Bekanntmachung des
Bauschutzbereiches und die für die Unterrichtung
der Luftfahrtbehörden erforderlichen Ausferti-
gungen eines Lageplanes mit eingezeichnetem
Bauschutzbereich im Maßstab 1 : 25,000 zur Ver-
fügung stellen und Abschriften der Zivilflug-
platz-Bewilligung und der Betriebsaufnahmebe-
willigung des Flughafens Salzburg sowie ihrer
Ergänzungen und Änderungen der zuständigen
deutschen Luftfahrtbehörde zuleiten.

(3) Soll eine Baugenehmigung oder eine son-
stige Genehmigung versagt werden, so wird die
zuständige deutsche Luftfahrtbehörde vor ihrer
Entscheidung eine Stellungnahme der zuständi-
gen österreichischen Luftfahrtbehörde einholen.

Artikel 4

(1) Soweit Maßnahmen deutscher Behörden im
Zusammenhang mit der Anlage und dem Betrieb
des Flughafens Salzburg nach deutschem Recht
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eine Entschädigungspflicht des Flughafenunter-
nehmers begründen, tritt an dessen Stelle die
Bundesrepublik Deutschland.

(2) Die Republik Österreich hat der Bundes-
republik Deutschland, dem Freistaat Bayern und
dessen Gebietskörperschaften alle erforderlichen
Aufwendungen und alle Schäden zu ersetzen, die
ihnen im Zusammenhang mit der Anlage und
dem Betrieb des Flughafens erwachsen, insbeson-
dere Aufwendungen nach Absatz 1 und sonstige
Aufwendungen zur Befriedigung von Ansprüchen
Dritter.

(3) Ansprüche wegen Einwirkungen des Flug-
platzverkehrs oder des Betriebes des Flug-
hafens auf Personen, Sachen oder Rechte im
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland
können sich auf das deutsche oder auf das öster-
reichische Recht stützen. Stützen sich die An-
sprüche auf das deutsche Recht, so findet § 11
des deutschen Luftverkehrsgesetzes in Verbindung
mit § 26 der deutschen Gewerbeordnung sinnge-
mäß Anwendung, soweit der Flughafen nach den
geltenden österreichischen Vorschriften und im
Rahmen dieses Vertrages betrieben wird. Zur
Entscheidung von Streitigkeiten über solche An-
sprüche sind ausschließlich die ordentlichen Ge-
richte der Bundesrepublik Deutschland zuständig.

Artikel 5
(1) Für Schäden an Personen, Sachen oder

Rechten, die durch Einwirkung des Flugplatz-
verkehrs oder des Betriebes des Flughafens Salz-
burg im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik
Deutschland eingetreten sind und die von
Organen der Republik Österreich im Zusammen-
hang mit ihrer dienstlichen Tätigkeit durch
rechtswidriges Verhalten schuldhaft zugefügt
worden sind, haftet die Bundesrepublik Deutsch-
land nach Maßgabe der Vorschriften, nach denen
sich ihre Haftung für ihre Organe bestimmt.

(2) Die Bundesrepublik Deutschland hat, wenn
gegen sie ein Anspruch auf Grund des Absatzes 1
geltend gemacht wird, die Republik Österreich
hiervon unverzüglich in Kenntnis zu setzen und
sie im Falle einer gerichtlichen Geltendmachung
auch hierüber zu unterrichten.

(3) Die Republik Österreich ist verpflichtet,
der Bundesrepublik Deutschland die ihr erreich-
baren, für die Bearbeitung des Schadensfalles
sachdienlichen Informationen und Beweismittel
zur Verfügung zu stellen, soweit dies nach ihren
Vorschriften zulässig ist.

(4) Die Bundesrepublik Deutschland hat die
Republik Österreich von der Erledigung des An-
spruches in Kenntnis zu setzen; Abschriften der
Entscheidung, des Vergleiches oder der sonst zur
Erledigung führenden Verfügung sind beizu-
fügen.

(5) Die Republik Österreich wird der Bundes-
republik Deutschland erstatten, was diese zur
Erfüllung der aus Absatz 1 sich ergebenden Ver-
pflichtungen geleistet hat.

(6) Dieser Artikel gilt nicht, soweit der
Schaden einen österreichischen Staatsbürger trifft.

Artikel 6

Die Anordnung und die Genehmigung von
Einzelmaßnahmen, insbesondere über die An-
bringung und die Unterhaltung von Hindernis-
kennzeichnungen, ergehen nach Fühlungnahme
mit den zuständigen österreichischen Luftfahrt-
behörden.

Artikel 7

Die Republik Österreich wird im Rahmen der
nach österreichischem Recht bestehenden Mög-
lichkeiten durch geeignete Maßnahmen dafür
sorgen, daß geschlossene Siedlungen im Hoheits-
gebiet der Bundesrepublik Deutschland in gerin-
gerer als der flugbetrieblich erforderlichen Höhe
nicht überflogen werden und daß der Betrieb von
Verkehrsanlagen und Verkehrsmitteln, insbeson-
dere der Betrieb der Deutschen Bundesbahn,
durch Luftfahrzeuge nicht beeinträchtigt wird.

Artikel 8

Durch diesen Vertrag werden die bestehenden
Vertragsverhältnisse über den Verlauf der
Staatsgrenze und über Maßnahmen der Flug-
sicherung sowie Maßnahmen zum Schutz gegen
Fluglärm und die Rechte der Bundesrepublik
Deutschland in bezug auf die Errichtung und
den Betrieb von Funksendeanlagen nicht berührt.
Die Bundesrepublik Deutschland wird jedoch da-
für Sorge tragen, daß durch diese Funksendean-
lagen der Betrieb der für den Flughafen Salzburg
erforderlichen Flugsicherungsanlagen nicht ge-
stört wird.

Artikel 9
Auf Verlangen der Bundesrepublik Deutsch-

land wird die Republik Österreich einem
deutschen zivilen Flugplatz, dessen Bauschutz-
bereich österreichisches Hoheitsgebiet berührt,
nach dem Grundsatz der Gegenseitigkeit durch
Abschluß eines entsprechenden Vertrages die
gleiche Behandlung zugestehen, die der Flughafen
Salzburg durch diesen Vertrag erfährt.

Artikel 10
Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertrags-

parteien findet nach Bedarf ein Meinungsaus-
tausch statt, um eine enge Zusammenarbeit und
eine Verständigung in allen die Anwendung und
die Auslegung dieses Vertrages berührenden An-
gelegenheiten herbeizuführen.
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Artikel 11

Zur Erörterung von Änderungen dieses Ver-
trages kann eine Vertragspartei jederzeit eine
Konsultation verlangen. Das gleiche gilt für die
Erörterung der Auslegung und der Anwendung
des Vertrages, wenn nach Ansicht einer Vertrags-
partei ein Meinungsaustausch nach Artikel 10
ohne Erfolg geblieben ist. Die Konsultation be-
ginnt binnen dreißig Tagen nach Eingang des
Verlangens.

Artikel 12
(1) Meinungsverschiedenheiten über die Aus-

legung oder die Anwendung dieses Vertrages
sollen durch die zuständigen Behörden der Ver-
tragsparteien beigelegt werden.

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf
diese Weise nicht beigelegt werden, so ist sie auf
Verlangen einer der Vertragsparteien einem
Schiedsgericht zu unterbreiten.

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall
gebildet, indem jede Vertragspartei ein Mitglied
bestellt und beide Mitglieder sich auf den Ange-
hörigen eines dritten Staates als Obmann einigen,
der von den Regierungen der Vertragsparteien
zu bestellen ist. Die Mitglieder sind innerhalb
von zwei Monaten, der Obmann ist innerhalb
von drei Monaten zu bestellen, nachdem die eine
Vertragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß
sie die Meinungsverschiedenheit einem Schieds-
gericht unterbreiten will.

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen
nicht eingehalten, so kann in Ermangelung einer
anderen Vereinbarung jede Vertragspartei den
Präsidenten des Rates der ICAO bitten, die er-
forderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt
der Präsident die Staatsangehörigkeit einer der
Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen
Grund verhindert, so soll sein Vertreter die Er-
nennungen vornehmen.

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stim-
menmehrheit. Seine Entscheidungen sind bindend.

Jede Vertragspartei trägt die Kosten des von ihr
bestellten Schiedsrichters sowie ihrer Vertretung
in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die
Kosten des Obmannes sowie die sonstigen Kosten
werden von den Vertragsparteien zu gleichen
Teilen getragen. Im übrigen regelt das Schieds-
gericht sein Verfahren selbst.

(6) Hinsichtlich der Ladung und der Verneh-
mung von Zeugen und Sachverständigen werden
die Gerichte und die Verwaltungsbehörden der
beiden Vertragsparteien auf das vom Schieds-
gericht an die betreffende Regierung zu richtende
Ersuchen in derselben Weise Rechts- und Amts-
hilfe leisten wie auf das Ersuchen ausländischer
Zivilgerichte.

Artikel 13
Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin,

sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland gegenüber der Bundesregierung der
Republik Österreich innerhalb von drei Monaten
nach Inkrafttreten des Vertrages eine gegenteilige
Erklärung abgibt.

Artikel 14
(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die

Ratifikationsurkunden sollen so bald wie mög-
lich in Bonn ausgetauscht werden.

(2) Der Vertrag tritt dreißig Tage nach Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

(3) Jede Vertragspartei kann diesen Vertrag
jederzeit schriftlich kündigen. Der Vertrag tritt
ein Jahr nach Eingang der Kündigung bei der
anderen Vertragspartei außer Kraft.

Geschehen zu Wien, am 19. Dezember 1967
in zwei Urschriften.

Für die Republik Österreich:

Tončić-Sorinj m. p.

Für die Bundesrepublik Deutschland:

Löns m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für
Justiz, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte
Unternehmungen und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnete Rati-
fikationsurkunde wurde am 17. April 1974 ausgetauscht; der Vertrag ist somit gemäß seinem
Art. 14 Abs. 2 am 17. Mai 1974 in Kraft getreten.

Häuser


